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Newsletter 
BPL RECHTSANWÄLTE 

 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit übersenden wir Ihnen unseren aktuellen Newsletter Oktober/November 2025. 

Wie gewohnt erhalten Sie wichtige Entscheidungen aus der  
Rechtsprechung und praxisnahe Fälle.  

 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihre bpl Rechtsanwälte 

 

 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

A R B E I T S R EC H T  
 

Probezeit in befristeten Verträgen: 
BAG erlaubt vier Monate bei nur 

einem Jahr Laufzeit 
 

A R B E I T S R EC H T /  
D A T E N S C H U T Z R E CH T  

LAG Hessen: Weiterleitung sensib-
ler Beschäftigtendaten an privates 
E-Mail-Postfach rechtfertigt Aus-
schluss aus dem Betriebsrat 

 
 

 
 

 
D A T E NS C H U T Z R E CH T  

EuGH-Generalanwalt: Missbräuchli-
che DSGVO-Auskunftsersuchen kön-

nen ausgeschlossen sein 



OKTOBER/NOVEMBER 2025 SEITE 523 – 529 

 

SEITE 524 
 

P r o b e z e i t  i n  b e f r i s t e t e n  V e r t r ä g e n :   

B A G  e r l a u b t  v i e r  M o n a t e  b e i  n u r  e i n e m  J a h r  L a u f z e i t  

 

BAG, Urt. v. 30.10.2025, Az. 2 AZR 160/24 
 
Geklärt werden musste im betreffenden Fall, ob es für die Probezeit eine feste Obergrenze 
gibt, wenn ein Arbeitsverhältnis nur kurz (in diesem Fall ein Jahr) befristet ist. Das Bundes-
arbeitsgericht (BAG) hat diese Frage verneint. Entscheidend sei nicht eine starre Quote, 
sondern ob die Länge der Probezeit im konkreten Fall verhältnismäßig sei. 
 
Im zugrunde liegenden Arbeitsvertrag hatten die Parteien ein auf ein Jahr befristetes Ar-
beitsverhältnis vereinbart. Während einer Probezeit von vier Monaten sollte eine zweiwö-
chige Kündigungsfrist gelten. Die Arbeitgeberin kündigte fristgemäß innerhalb dieser Probe-
zeit. 
 
Die Arbeitnehmerin hielt die Probezeit für zu lang. Bei nur einem Jahr Laufzeit dürfe sie 
höchstens ein Viertel der Vertragsdauer – also drei Monate – betragen. Da dies überschritten 
sei, sei die Probezeitvereinbarung unwirksam, und damit gelte die längere gesetzliche Kün-
digungsfrist. 
 
Das LAG Berlin-Brandenburg gab der Arbeitnehmerin in erster Instanz teilweise Recht (LAG. 
Urt. v. 02.07.2024, Az. 19 Sa 1150/23). Es entwickelte eine Art Regelwert von 25 Prozent 
der Gesamtlaufzeit der Befristung. Vier Monate seien danach unverhältnismäßig lang. Im 
konkreten Fall sei die Kündigung aber dennoch wirksam gewesen, weil sie selbst unter An-
wendung der gesetzlichen vierwöchigen Frist rechtzeitig erfolgt wäre. 
 
Das Bundesarbeitsgericht stellte nunmehr in zweiter Instanz folgendes klar:  
• Es existiere keine vorgeschriebene maximale Dauer einer Probezeit in befristeten Verträ-

gen; 
• Wichtig sei allein die Verhältnismäßigkeit im Einzelfall, also eine Abwägung von Befris-

tungsdauer und Anforderungen der Tätigkeit. 
 
Im entschiedenen Fall legte die Arbeitgeberin einen detaillierten 16-wöchigen Einarbeitungs-
plan vor. Erst nach Abschluss dieser Phasen wären neue Mitarbeitende produktiv einsetz-
bar. Damit sei die viermonatige Probezeit plausibel und verhältnismäßig. 
 
Die Kündigung war daher wirksam. 
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E u G H - G e n e r a l a n w a l t :  M i s s b r ä u c h l i c h e   

D S G V O - A u s k u n f t s e r s u c h e n  k ö n n e n  a u s g e s c h l o s s e n  s e i n  
 

Schlussanträge vom 18.09.2025, Az. C-526/24  
 

Der Generalanwalt beim Europäischen Gerichtshof (EuGH), hat in seinen Schlussanträgen aus-
geführt, dass Auskunftsersuchen nach Art. 15 DSGVO rechtsmissbräuchlich sein und im Ergebnis 
verweigert werden können. Dies gelte nach seiner Auffassung auch dann, wenn es sich um die 
erste Anfrage zwischen den Beteiligten handele. 
 
Dem Fall liegt folgender Sachverhalt zu Grunde: 
 
Der österreichische Staatsbürger G. meldete sich zum Newsletter eines Optikerunternehmens an 
und bestätigte die Datenverarbeitung per Double-Opt-In. Rund zwei Wochen später stellte er ein 
Auskunftsersuchen nach Art. 15 DSGVO. Das Unternehmen verweigerte die Auskunft unter 
Hinweis auf einen Rechtsmissbrauch. G. verlangte daraufhin 1.000,00 EUR Schadensersatz aus 
Art. 82 DSGVO wegen einer angeblichen Verletzung seiner Rechte und Verstößen gegen die 
DSGVO. 
 
Das Unternehmen klagte vor dem AG Arnsberg auf Feststellung, dass weder ein Auskunfts- noch 
ein Schadensersatzanspruch bestehe. 
 
 

Hinweise: 
 
- Keine starre Höchstgrenze: Probezeiten dürfen auch bei kurzen Befristungen länger sein 

als „ein Viertel der Arbeitsvertragsdauer“; 
- Dokumentation ist entscheidend: Wer eine überdurchschnittlich lange Probezeit vereinba-

ren will, sollte 1. konkrete Tätigkeitsanforderungen, 2. fachliche Einarbeitungsphasen 
und 3. Lernziele schriftlich darlegen. Ein Einarbeitungsplan, wie im entschiedenen Fall, ist 
ideal. 

 
- Risiken minimieren: Fehlt eine nachvollziehbare Begründung, droht weiterhin ein Angriffs-

punkt für Kündigungsschutzklagen; 
- In der Vertragsgestaltung klar bleiben: Probezeit und Kündigungsfristen ausdrücklich re-

geln – bei Befristungen ohne sachlichen Grund ohnehin Pflicht. 
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Zur Begründung verwies das Unternehmen darauf, dass G. systematisch Newsletter abonniere, 
Auskünfte verlange und anschließend Entschädigungen geltend mache. Mehrere Blogbeiträge und 
Berichte von Rechtsanwälten schilderten ähnlich gelagerte Fälle und bezeichneten das Vorgehen 
als geschäftsmäßig. 
 
Die Richterin am AG Arnsberg setzte das Verfahren aus und legte dem EuGH zahlreiche Fragen 
zur Auslegung der DSGVO vor (Beschl. v. 31.07.2024, Az. 42 C 434/23). Im Mittelpunkt stand 
die Frage, ob eine Person Auskunftsansprüche geltend machen könne, wenn sie die Situation 
selbst bewusst herbeiführt, um eine vermeintliche Verletzung zu provozieren und Schadensersatz 
zu fordern. 
 
Strittig war insbesondere, ob ein Auskunftsersuchen bereits beim ersten Mal „exzessiv“ im Sinne 
des Art. 12 Abs. 5 DSGVO sein könne. Die Vorschrift erlaubt eine Verweigerung der Auskunft, 
wenn Anfragen offenkundig unbegründet oder exzessiv sind. 
 
Beurteilung des Generalanwalts 
Nach Auffassung des Generalanwalts könne bereits ein erstmaliges Auskunftsersuchen rechts-
missbräuchlich und damit exzessiv sein. Relevant sei nicht die Anzahl, sondern die Absicht des 
Antragstellers. Wenn der eigentliche Zweck nicht die Information über personenbezogene Daten, 
sondern das Erzwingen einer Ablehnung und anschließender Schadensersatzforderungen sei, 
widerspreche dies dem Schutzzweck der DSGVO. 
 
Gleichzeitig betonte der Generalanwalt, dass häufige Schadensersatzforderungen allein nicht 
ausreichen, um einen Missbrauch zu bejahen. Art. 82 DSGVO gewähre dieses Recht ausdrücklich. 
Für die Bewertung seien alle Umstände des Einzelfalls heranzuziehen, etwa der zeitliche Abstand 
zwischen Einwilligung und Auskunftsantrag oder der Inhalt der angefragten Daten. Im Fall von 
G. falle insbesondere der sehr kurze Zeitraum zwischen Newsletter-Anmeldung und Antrag ins 
Gewicht. 
 
G. wird von einer Berliner Kanzlei vertreten, die auch in anderen DSGVO-Verfahren tätig ist. 
Bereits vor dem AG Augsburg (Urt. v. 24.06.2024, Az. 18 C 3234/23) wurde ein vergleichbarer 
Sachverhalt entschieden. Das Gericht sah bei G. insgesamt 66 nachgewiesene Fälle mit Forde-
rungen von etwa 160.000 Euro und wertete das Vorgehen als rechtsmissbräuchlich. Das Urteil 
ist nicht rechtskräftig. Für eine mögliche Berufung wäre dann das LG Augsburg zuständig. 
 
Im eingangs geschilderten Verfahren gegen das Optikerunternehmen steht das EuGH-Urteil noch 
aus. Erfahrungsgemäß folgt das Gericht den Schlussanträgen des Generalanwalts häufig, aber 
nicht zwingend. Nach der Entscheidung wird das AG Arnsberg den konkreten Fall fortführen. 
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Hinweise: 
 
- Prüfung im Einzelfall: Pauschale Ablehnungen von Auskunftsanträgen sind nicht zulässig; 

eine nachvollziehbare Begründung ist erforderlich; 
- Dokumentation: Verdachtsmomente für systematisch missbräuchliche Vorgehensweisen 

sollten dokumentiert werden (z. B. Zeitabstände, wiederkehrende Muster, öffentlich bekannte 
Fallserien); 

- Organisation interner Abläufe: Unternehmen sollten schnelle und strukturierte Prozesse 
zur Bearbeitung von Auskunftsanträgen etablieren, um formale Fehler zu vermeiden; 

- Hinweis auf Grenzen der DSGVO: Das Votum des Generalanwalts macht deutlich, dass 
die DSGVO nicht zur Erlangung wirtschaftlicher Vorteile instrumentalisiert werden darf; 

- Relevanz für die Praxis: Betroffene Unternehmen – insbesondere im Online-Bereich – 
erhalten durch ein entsprechendes EuGH-Urteil voraussichtlich stärkere Abwehrmöglichkei-
ten gegenüber massenhaften, wirtschaftlich motivierten Auskunftsanfragen. 

 
Sollten Sie Fragen zum Thema Auskunftsersuchen haben sprechen Sie uns gerne an. Auch 
im Rahmen von Kündigungsschutzklagen spielen (missbräuchliche) Auskunftsersuchen häufig 
eine Rolle und können verwendet werden, um die ggf. zu zahlende Abfindung in die Höhe 
zu treiben.  

 
 

L A G  H e s s e n :  W e i t e r l e i t u n g  s e n s i b l e r  B e s c h ä f t i g t e n d a t e n  a n   

p r i v a t e s  E - M a i l - P o s t f a c h  r e c h t f e r t i g t  A u s s c h l u s s  a u s   

d e m  B e t r i e b s r a t  
 
LAG Hessen. Beschluss vom 10.03.2025, Az 16 TaBV 109/24) 
 
Das Landesarbeitsgericht (LAG) Hessen hat mit Beschluss vom 10. März 2025 entschieden, dass 
die Weiterleitung personenbezogener Beschäftigtendaten an ein privates E-Mail-Postfach einen 
groben Pflichtverstoß im Sinne des § 23 Abs. 1 BetrVG darstelle und damit den Ausschluss 
eines Betriebsratsmitglieds aus dem Gremium rechtfertigen könne. Die Rechtsbeschwerde ist 
beim Bundesarbeitsgericht anhängig (Az. 7 ABR 21/25). 
 
Der betroffene Betriebsratsvorsitzende eines Klinikbetriebs mit rund 390 Beschäftigten hatte im 
dienstlichen Postfach des Betriebsrats eine automatische Weiterleitung eingerichtet, durch die 
sämtliche eingehenden Nachrichten an sein privates E-Mail-Konto versandt wurden. Trotz Ab-
mahnung setzte er dieses Verfahren fort. 
 
Unter den weitergeleiteten Nachrichten befand sich eine vollständige Personalliste mit sensiblen 
Vergütungs- und Beschäftigtendaten aller Mitarbeiter (u. a. Namen, Stellung, Eingruppierung, 
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Tarifstufen, Grundentgelt, Konzernvergleichsdaten). Die Liste wurde vom Betriebsratsvorsitzenden 
zunächst an die private Adresse gesendet, zu Hause bearbeitet und anschließend wieder an das 
Gremium weitergeleitet. 
 
Der Arbeitgeber beantragte daraufhin den Ausschluss des Vorsitzenden aus dem Betriebsrat 
wegen grober Pflichtverletzung nach § 23 Abs. 1 BetrVG. 
 
Das LAG wies die Beschwerde des Betriebsrats und des Vorsitzenden zurück und bestätigte 
den Ausschluss aus dem Betriebsrat. 
 
Wesentliche Erwägungen des Gerichts: 
 

- Die Weiterleitung personenbezogener Daten an ein privates Postfach war rechtswidrig. Eine 
Erforderlichkeit nach § 26 Abs. 1 BDSG bestehe nicht, da ein dienstlicher Rechner zur 
Verfügung stand; 

- Auch ein Rechtfertigungstatbestand nach Art. 6 Abs. 1 lit. a–f DSGVO war nicht gegeben; 
- Das Gericht sah zudem Verstöße gegen 

o das Transparenzgebot (keine Information der Beschäftigten) und 
o den Grundsatz der Datenminimierung (kein sachlicher Grund für Verarbeitung au-

ßerhalb der geschützten Infrastruktur). 
 

- Besonders schwer wog, dass es sich um detaillierte Vergütungsdaten aller Beschäftigten 
handelte und trotz Abmahnung keinerlei Änderung erfolgte. Das Gericht wertete das Ver-
halten als bewusstes und unbelehrbares Ignorieren datenschutzrechtlicher Vorgaben. 

 
Auch der Hinweis des Betroffenen auf Passwortschutz und private Sicherheitssoftware genügte 
dem LAG nicht. Absolute Datensicherheit sei privat nicht gewährleistbar, weshalb die Verarbeitung 
innerhalb der dienstlichen Systeme zwingend sei. Ein Hinweis auf Eilbedürftigkeit änderte an 
dieser Bewertung ebenfalls nichts. 
 
Die Entscheidung verdeutlicht die hohen datenschutzrechtlichen Anforderungen an Betriebsrats-
mitglieder. Nach § 79a BetrVG ist der Betriebsrat bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
an dieselben Grundsätze gebunden wie der Arbeitgeber. Der Zugriff auf besonders sensible 
Beschäftigtendaten – etwa bei Eingruppierungen, Versetzungen oder Sozialplanverfahren – führt 
zu einer erhöhten Pflicht zur Datensicherheit. 
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Liegt ein grober Verstoß vor, kann dies die Abberufung aus dem Gremium nach § 23 Abs. 1 
BetrVG rechtfertigen. Bei Mitgliedern des Betriebsrats sogar weiterreichende arbeitsrechtliche 
Maßnahmen. 
 

Hinweise: 
 
Folgende Punkte sollten Sie beachten:  
 
- Klare IT-Regeln: Private Weiterleitungen von dienstlichen E-Mails sollten systemseitig ver-

hindert oder technisch blockiert werden; 
- Zugeschnittene Arbeitsmittel für den Betriebsrat: Sichere Endgeräte und ausreichend 

ausgestattete Arbeitsplätze verhindern Ausweichbewegungen auf private IT; 
- Regelungsabreden treffen: Arbeitgeber und Betriebsrat können Prozesse der Datenverar-

beitung im Gremium gemeinsam dokumentieren und verbindlich festlegen; 
- Schulungen: Datenschutzschulungen speziell für Betriebsratsmitglieder sensibilisieren für 

Risiken bei „informellen“ Arbeitsabläufen; 
- Konsequentes Vorgehen bei Verstößen: Dokumentation, Abmahnung und ggf. Antrag nach 

§ 23 Abs. 1 BetrVG in Abstimmung mit dem Datenschutzbeauftragten. 
 

 

FALLS SIE UNSEREN NEWSLETTER IN ZUKUNFT NICHT MEHR ERHALTEN MÖCHTEN, SCHICKEN SIE BITTE EINE KURZE  
E-MAIL AN INFO@BPL-RECHT.DE 

BPL RECHTSANWÄLTE 

STROOT & KOLLEGEN   SUTTHAUSER STRAßE 285   TELEFON 0541 76007570 INFO@BPL-RECHT.DE 

RECHTSANWALT FRANK W. STROOT  49080 OSNABRÜCK  TELEFAX  0541 76007599 WWW.BPL-RECHT.DE 
 

UNSERE JEWEILS AKTUELLEN DATENSCHUTZINFORMATIONEN FINDEN SIE UNTER  

https://www.bpl-recht.de/datenschutz-hinweise 

mailto:info@bpl-recht.de
http://www.bpl-recht.de/
https://www.bpl-recht.de/datenschutz-hinweise

